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Welche besonderen Herausforderungen brachte das Jahr 2023?

Verbraucherprobleme in der Energiekrise waren Dauerbrenner

in der Beratung. Fragen zu Abrechnungen, Preisbremsen und

rechtlichen Fallstricken sowie nach Hilfestellungen in finanziel­

len Notlagen dominierten unsere Arbeit. Rat suchten Menschen

aus allen Bevölkerungsschichten. Zeitnahe Reaktion und inter­

disziplinäre Lösungsansätze waren gefragt. Auch im örtlichen

Hilfesystem und für unsere kommunalen Partner waren wir eine

wichtige Anlaufstelle: „Gemeinsam durch die Krise" lautete er­

neut unser Leitmotiv 2023.

Was zeichnete Verbraucherarbeit vor Ort aus?

Einmal mehr war die Beratungsstelle ein Seismograf für drängen­

de Verbraucherfragen und Fehlentwicklungen im Marktgesche­

hen: Durch das enge Zusammenspiel mit unserer Geschäftsstelle

konnten wir frühzeitig neue Verbraucherprobleme antizipieren

und diesen auch über die Einzelfallberatung hinaus begegnen:

Sei es durch konstruktive Gespräche mit der Politik, durch Maß­

nahmen des Rechtsschutzes oder durch den kritischen Dialog mit

Anbietern. Auch Aufsichtsbeschwerden - wie beim katastropha­

len Umgang der Postbank mit Pfändungsschutzkonten - wurden

so fundiert untermauert.
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Im Interview mit Alexandra Kopetzki,

Leiterin der Beratungsstelle

Welche Rolle spielte die Netzwerkarbeit?

Eine starke lokale Verbraucherarbeit lebt hiervon, gerade in Kri­

senzeiten. Wir knüpfen an bewährte Strukturen im kommunalen

Hilfesystem an und initiieren Kooperationen, um die Menschen

durch gemeinsame Aktions- und Informationsangebote pass­

genau zu erreichen und unseren unabhängigen Rat zu multipli­

zieren. Nur in engem Schulterschluss mit unseren kommunalen

Netzwerkpartnern lassen sich viele Verbraucherprobleme früh­

zeitig erkennen und zusammen lösen.

Wo wurden außerdem Akzente gesetzt?

Der Abbau von Zugangshürden und die Sicherstellung von Teilha­

be sind uns ein besonderes Anliegen. Gerade angesichts unter­

schiedlicher Bildungs- und Sprachniveaus sowie kultureller Hin­

tergründe der Menschen in unserer Kommune setzen wir auf eine

adressatengerechte Ansprache. Die Art und Weise, wie politische

Rahmensetzungen häufig kommuniziert werden, macht es nicht

einfacher, sich im Verbraucheralltag entsprechend zu verhalten.

Stichworte: Zugang zu Energiehilfen oder das „Heizungsgesetz".

Daher haben wir „übersetzt", was aus diesen Entscheidungen

etwa für die zukunftsfähige Ausrichtung der eigenen Heizung

folgt.

Welche Ereignisse sind vor Ort sonst hervorzuheben?

Die zweite Jahreshälfte 2023 stand ganz im Zeichen derWeichen­

stellung für ein neues, kundenfreundliches Zugangsmodell zu

unseren Beratungsleistungen. Hierdurch soll die Erreichbarkeit

der Verbraucherzentrale in Dortmund auf den digitalen Kanälen,

Telefonie und E-Mail, für unsere Ratsuchenden optimiert werden,

um den modernen Kundengewohnheiten mit zeitgemäßen Struk­

turen zu begegnen.

WIR DANKEN

Unsere Arbeit für die Menschen in Dortmund wird durch Landes- und kommunale Mittel ermöglicht. Wir bedanken uns für die finanzielle Unter­

stützung sowie für die gute Zusammenarbeit bei der Kommune, der Politik und allen Akteuren, die mit uns kooperieren.
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„Vorsicht Kreditfallen" - unter diesem Motto hatte die Beratungs­

stelle zum Weltverbrauchertag am 15. März ein Warnschild für

tückische Finanzierungsangebote aufgestellt. Weil angesichts

von hoher Inflation und steigenden Energiepreisen in vielen

Haushalten das Budget knapp war, grassierten Versprechen wie

„Kredite ohne Schufa" oder „unbürokratischer Sofortkredit" als

vermeintliche Lösung für finanzielle Engpässe. Doch Kleinkredi­

te, die niedrige Geldsummen schnell verfügbar machen sollen,

können nicht nur mit Zinssätzen von bis zu 15 Prozent, sondern

durch Zusatzleistungen - etwa für die Auszahlung innerhalb von

24 Stunden - sehr teuer werden. Tückisch auch Angebote, die

als „Finanzsanierung" firmieren: Statt der erhofften Kreditaus­

zahlung werden hier für meist gehaltlose Leistungen nur hohe

Kosten in Rechnung gestellt. Auch der Dispokredit mit Zinssätzen

von oft 10 Prozent und mehr wird zur Kostenfalle, wenn er regel­

mäßig zur Deckung der Lebenshaltungskosten genutzt wird. Die

Beratungsstelle hat mit Informationen zu Kreditfallen Entschei­

dungshilfen gegeben. Und Menschen in finanziell kritischen La­

gen beim Ausstieg aus Verträgen mit Fallstricken unterstützt. Bei

der landesweiten Pressekonferenz, die in Dortmund stattfand,

erläuterte Verbraucherzentralenvorstand Wolfgang Schuldzinski,

gemeinsam mit Beratungsstellenleiterin Alexandra Kopetzki (r.)

und Beraterin Beate Krause ausführlich das Thema.

RETOUREN: VERBRAUCHERRECHTE IM PAKET

Wenn die Schuhe zu klein sind, die Farbe des Kleides nicht ge­

fällt, die Qualität der Ware zu wünschen übrig lässt oder das Pro­

dukt anders als beschrieben ausfällt: Vom 14-tägigen Widerrufs­

recht bei Online-Bestellungen wird häufig Gebrauch gemacht,

wenn das Gelieferte nicht den Kundenvorstellungen entspricht.

Oft sind diese Retouren dann sogar kostenlos. Doch nicht immer

gelingt die Rückerstattung des Kaufpreises ohne Probleme. So

häuften sich in der Beratungsstelle Beschwerden über Rücksen­

dungen, die vom Online-Shop nicht akzeptiert wurden. Mal sollte

keine Rückerstattung geleistet werden, weil Retouren vermeint-

lieh defekt, unvollständig oder gar nicht angekommen seien.

Mal gab es Schwierigkeiten mit falsch gelieferten Produkten, die

daher zurückgeschickt werden sollten. Die Beratungsstelle gab

in der Rechtsberatung ein Paket an Empfehlungen rund um Re­

touren mit auf den Weg. Vom Prüfen der Rücksendebedingungen

über das Sichern von Nachweisen bis hin zur Unterstützung bei

der Durchsetzung von Widerrufsrechten.

1 N TELECOM: RÄTSELHAFTE WERBEBRIEFE

Ein Werbebrief des Telekommunikationsunternehmens 1 N Tele­

com GmbH sorgte bei den Empfängern nicht nur angesichts der

rätselhaften Herkunft der verwendeten persönlichen Daten für

Irritation. Wegen der ähnlich klingenden Firmierung des Düssel­

dorferAnbieters hatten viele die Offerte wohl für ein Angebot zum

Tarifwechsel ihres Vertragspartners Deutsche Telekom gehalten.

Weil sie davon ausgegangen waren, dass es sich bloß um einen

Tarifwechsel bei ihrem bisherigen Anbieter handelte, hatten sie

auch den Portierungsauftrag zu 1 N unterschrieben. Nachdem

dann der versehentliche Wechsel vollzogen war, suchten sie

Rat, um aus dem ungewollten Vertrag wieder auszusteigen. Be­

sonders misslich: Die Deutsche Telekom hatte Telefonnummern

nicht freigegeben, wenn die Kundschaft zu 1N wechselte und

diese mitnehmen wollte. Nach einer Entscheidung des Oberlan­

desgerichts Düsseldorf musste die Deutsche Telekom die Tele­

fonnummern dann jedoch freigeben - die Frage, ob die 1N Tele­

com GmbH mit ihren Werbebriefen gegen das Wettbewerbsrecht

verstoßen hatte, hat das Gericht bislang noch nicht beantwortet.

Die Beratungsstelle informierte überWiderrufsmöglichkeiten und

Zahlungspflichten.

POSTBANK: EXISTENZANGST TROTZ P-KONTO

Wer ein Pfändungsschutz-Konto (P-Konto) hat, kann über den vor

Pfändung geschützten Grundfreibetrag verfügen. Auch dürfen

Kreditinstitute auf Girokonten vorhandenes Guthaben nicht vor­

enthalten, wenn die Pfändung erledigt ist. Weil die Postbank wo­

chenlang zustehende Freibeträge nicht berücksichtigt und Pfän­

dungsaufhebungen nicht beachtet hatte, beschwerten sich viele

Betroffene bei der Beratungsstelle. Denn sie kamen nicht an ihr

geschütztes Geld heran, konnten etwa keine Lebensmittel ein­

kaufen, ihre bestehenden Daueraufträge für Miete, Strom und Te­

lefon wurden nicht ausgeführt. Die zentrale Pfändungsabteilung

der Postbank war jedoch entweder nicht erreichbar oder es gab

wochenlange Bearbeitungszeiten. Weil zeitnahe Maßnahmen zur

ordnungsgemäßen Führung von P-Konten durch die Postbank

oder den Mutterkonzern Deutsche Bank weiter ausblieben, hat

die Verbraucherzentrale NRW Aufsichtsbeschwerde bei der Bun­

desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) eingereicht.

Die Beratungsstelle unterstützte die Empfehlung zur Klage gegen



die Postbank auf Auszahlung des Kontoguthabens mit Formulie­

rungshilfen - häufig waren diese Schreiben erfolgreich.

ÜBERSCHULDUNGSFALLE INFLATION

Über Monate meldete das Statistische Bundesamt eine Rekord­

Inflation von bis zu 8 Prozent: Besonders betroffen von den extre­

men Teuerungsraten bei Lebenshaltungskosten und Energieprei­

sen waren Menschen, die ohnehin nur über wenig Geld verfügen.

Zur bundesweiten Aktionswoche der Schuldnerberatung haben

die Beratungskräfte daher das Thema „Was können wir uns noch

leisten? Überschuldungsfalle Inflation" in den Blick genommen.

Ein praktischer Budgetplaner wurde als Hilfestellung für den Kas­

sensturz aufgelegt. Spartipps und Hinweise, um das verfügbare

Einkommen mit den monatlichen Ausgaben ins Gleichgewicht zu

bringen, rundeten das Paket zum Management der Haushaltsfi­

nanzen ab. Dass Kosten für Miete und Energie immer zuerst zu

zahlen sind, war eine existenzsichernde Empfehlung, damit es

gar nicht erst zu Stromsperren kommt oder gar die Wohnung ge­

kündigt wird. Die langjährige Forderung nach einem gesetzlichen

Rechtsanspruch auf kostenlose Schuldnerberatung hat die Ver­

braucherzentrale NRW noch einmal als Appell an die Entschei­

dungsträger formuliert. Im Rahmen einer offenen Sprechstunde

gaben erfahrene Schuldner- und Insolvenzberaterinnen Hilfestel­

lung für eine gute individuelle Budgetplanung.

ENERGIEKRISE: PREISDECKEL BIRGT PROBLEME

Die Gasspeicher waren voller als erwartet, die Preisbremse bei

Strom, Gas und Fernwärme, ein reduzierter Mehrwertsteuersatz

sowie fallende Weltmarktpreise haben die Energiekrise zumin­

dest abgefedert. Dennoch erreichte die Beratungsstelle eine Flut

an Anfragen zu den unterschiedlichsten Facetten der Energie­

krise. Sie lotste mit aktuellen Informationen durch das Dickicht

schnell wechselnder Regelungen und Vorgaben, um von den Ent­

lastungen zu profitieren. Sie war aber auch Anlaufstelle, wenn

etwa der Preisdeckel nicht wie gedacht funktionierte: So baten

Ratsuchende um Unterstützung, weil Energieversorger den Ra­

batt - bei Preisen von über 40 Cent pro Kilowattstunde für Strom

oder 12 Cent für Gas zahlte der Staat den Großteil der darüber

liegenden Kosten - nicht automatisch weitergaben, indem sie

die monatlichen Abschläge reduzierten. Mal war von den Preis­

bremsen überhaupt nichts zu sehen, mal wurde der Rabatt zu

niedrig berechnet. Vielfach begründeten die Versorger dies mit

der komplizierten Integration in das Abrechnungssystem. Bei

einem Scheitern der Preisbremsenberechnung verfolgten einige

dann die Strategie, von ihrer Kundschaft überhaupt keine Ab­

schläge mehr einzuziehen. Nicht selten bemerkten Betroffene

erst spät, dass der Versorger lange nicht mehr abgebucht hatte.

Bei einem knappen Kontostand führte das Aussetzen der Ab­

schlagszahlungen dann zu Problemen, wenn der Anbieter mit der

verspäteten Berechnung eine hohe Nachzahlung verlangte. Viele

Anfragen gab es auch, weil Versorger die Energieverbrauchspro­

gnose - Maßstab für die Bemessung der Preisbremse - falsch

oder zu niedrig angesetzt hatte. Die Beratungskräfte gaben dann

Hilfestellungen, um auf einen korrekten Preisbremsenrabatt zu

pochen.

GEMEINSAM FÜR MEHR MEHRWEG
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Seit 1. Januar 2023 sind Gastronomiebetriebe ab einer bestimm­

ten Größe und Mitarbeiterzahl verpflichtet, für Speisen und Ge­

tränke zum Mitnehmen auch eine Mehrweg-Alternative bereit­

zuhalten - neben den bisher genutzten Einwegverpackungen

aus Plastik. Im Rahmen eines landesweiten Markt-Checks zur

Umsetzung dieser „Mehrwegangebots-Pflicht" hatte die Umwelt­

beratung in Dortmund ein halbes Jahr nach Inkrafttreten eine erst

mangelhafte Umsetzung festgestellt. So wurden beim Besuch in

Restaurants, Imbissbetrieben, Bäckereien und Filialen der Sys­

temgastronomie längst nicht überall mehrfach nutzbare Verpa­

ckungen für Takeaway-Bestellungen offeriert. Und auch entspre­

chende Hinweisschilder waren nur selten zu finden - selbst nicht

in den Betrieben, die angesichts ihrer Größe gesetzlich verpflich­

tet sind, über diese Alternative zu informieren. Mit einer Vielzahl

von Aktivitäten hat Umweltberaterin Kerstin Ramsauer (l.) daher

unter dem Motto „Schon Mehrweg probiert?" dafür geworben,

vor Ort gemeinsam den Weg für mehr Mehrweg zu gehen.

KOCHEN UND ESSEN NACH MASS

Zur bundesweiten Aktionswoche „Zu gut für die Tonne" hat die

Beratungsstelle viele Portionen praktischer Informationen gegen

Lebensmittelverschwendung in privaten Haushalten mit auf den

Weg gegeben. Denn dass zu viel gekocht wird und zu große Men­

gen auf den Teller kommen, sind die zwei häufigsten Gründe,

warum in heimischen Küchen Lebensmittelabfälle entstehen.

Vom 29. September bis 6. Oktober hieß es daher „Kochen und

Essen nach Maß", damit durch die richtige Planung beim Ein­

kaufen und das Bemessen passender Portionsgrößen keine Le­

bensmittel mehr in der Tonne landen. Die Zutaten dabei reichten

von Hinweisen zur richtigen Lagerung im Kühlschrank über das

Anfertigen von Einkaufslisten bis hin zu Tipps zur Verwertung

von Lebensmittelresten. Was das Mindesthaltbarkeitsdatum be­

sagt und dass auch Brot vom Vortag noch schmeckt, lieferte das

Grundrezept für mehr Wertschätzung von Lebensmitteln. In Work­

shops an Dortmunder Schulen und Bildungsinstituten wurden

gemeinsam Wege zur Vermeidung von Lebensmittelverschwen­

dung erarbeitet.



VERBRAUCHERARBEIT KURZ UND KNAPP

Die gefragtesten Beratungsinhalte

­

Alltagsverträge und Reklamation

18%

i

taleWelt

9%

-

EII

Zuzüglich: Kontaktaufnahmen am landesweiten

Servicetelefon und über das zentrale Kontaktformular

durch Dortmunder Bürger:innen

Anteil der entgeltbefreiten Rechtsberatungen

und -vertretungen im Kernangebot Allgemeine

Verbraucherberatung auf Basis einer Sozialindikation

(sozialorientierte Beratung)

Verbraucheranliegen

davon Rechtsberatungen und -vertretungen

Unsere Arbeit in Zahlen

■
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EINER UNSERER ERFOLGE 2023

Rund 275.000 Euro konnten 2023 durch die Arbeit der Beratungsstelle für die Dortmunder Verbraucher:innen eingespart

werden.

IHR TEAM IN DORTMUND

Leitung und Verbraucherberatung

Schuldner- und Verbraucherinsolvenzberatung

Umweltberatung

Büroassistenz

3,50

2,95

1,00

0,75

Zusätzlich zu diesen kommunal geförderten Angeboten bietet

die Verbraucherzentrale NRW auch in Dortmund weitere Spe­

zialberatungen und Bildungseinheiten für verschiedene Ziel­

gruppen.

WIR SIND FÜR SIE DA

Verbraucherzentrale NRW I Beratungsstelle Dortmund

Reinoldistr. 7-9 • 44135 Dortmund

Tel.: 0231 720917 01 • Fax: 0231 720917 09

www.verbraucherzentrale. nrw/dortm und
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